Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2763 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

V7 - 81.71/4 


Bonn, den 26. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: NATO-Truppenstatut und Zusatz Vereinbarungen 

hier: Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Kanada und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über die Durch- 
führung von Manövern und anderen Übungen 
im Raum Soltau-Lüneburg (Soltau-Lüneburg-Ab- 
kommen) vom 3. August 1959 

Bezug: Schreiben des Auswärtigen Amts vom 28. Dezember 
1967 - V 7 - 81.71/4 
- Drucksache V/2442 - 


Im Anschluß an das Bezugsschreiben übersende ich in der An- 
lage einen zusätzlichen Bericht der Bundesregierung über die 
Lage der Bevölkerung im Raume Soltau-Lüneburg und die 
Durchführung des Soltau-Lüneburg-Abkommens. Der ursprüng- 
liche Bericht der Bundesregierung wird bereits am 28. März 
1968 im Auswärtigen Ausschuß behandelt werden. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
P o ? 1 1 a ch 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Beridit an den Deutschen Bundestag 

I. Die Bundesregierung hatte in ihrem Beridit an den Deut- 
schen Bundestag vom 28. Dezember 1967 - Drucksache 
V/2442 - u. a. dargelegt, daß es in gewissen Fragen zwi- 
schen den Vertragspartnern des Soltau-Lüneburg-Abkom- 
mens noch zu keiner Einigung gekommen war. Dies betraf 
insbesondere das Biwakieren der Truppen außerhalb der 
roten Flächen (Teil IV, 8 Abs. 2 des Berichtes) und die 
Einhaltung einer Sommerpause bei der Abhaltung von 
Manövern und Übungen (Teil VII). 

II. Nach eingehenden Beratungen, an denen die Bundesregie- 
rung, die niedersächsische Landesregierung, die zuständige 
Bezirksregierung und die Kommunalbehörden beteiligt 
waren, hat der britische Vertreter in der 9. Sitzung des 
,, Ständigen Ausschusses" nach Artikel 5 Abs. 3 des Soltau- 
Lüneburg-Abkommens am 11. Januar 1968 folgende Zu- 
sagen gemacht: 

1. Die übenden Truppenverbände sollen in Zukunft mehr 
als bisher veranlaßt werden, langfristige Biwaks inner- 
halb der roten Flächen und dort nicht auf Wiesen und 
Weiden anzulegen. 

2. Im Einklang mit Artikel 4 Abs. 4 b des Soltau-Lüne- 
burg-Abkommens sind die britischen Streitkräfte bereit, 
während eines Zeitraums von zwei Monaten nach dem 
Beginn der Getreideernte alle Übungen auf den land- 
wirtschaftlich genutzten Grundstücken, außer Wiesen und 
Weiden, vollständig einzustellen. DerZeitraum dürfte im 
allgemeinen zwischen dem 15. Juli und 15. September 
liegen, kann aber auf Grund der tatsächlichen Verhält- 
nisse anders vereinbart werden. 

Diese Zusagen wurden dem Auswärtigen Amt in einem 
Schreiben der britischen Botschaft vom 20. Februar 1968 
mitgeteilt, in der im übrigen auch die Tätigkeit des Stän- 
digen Ausschusses anerkennend gewürdigt und der Aus- 
schuß als geeignet zur Lösung aller auftretenden Probleme 
bezeichnet wird. 

III. In der Sitzung des Ständigen Ausschusses vom 11. Januar 
1968 wurden von der britischen Seite außerdem noch fol- 
gende Erklärungen abgegeben: 

1. Zur Vermeidung von Verstößen gegen Bestimmungen 
des Soltau-Lüneburg-Abkommens sind für die Truppe 
neue Befehle herausgegeben worden, deren Einhaltung 
von einem vor kurzer Zeit eingesetzten Militärverbin- 
dungsoffizier überwacht werden soll. 
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2. Die britische Seite ist bereit, zur Vermeidung erhöhter 
Gefahren im Straßenverkehr, ihren militärischen Ver- 
kehr, soweit er die Landstraße B 3 überquert, weitge- 
hend über die die B 3 überquerende Brücke zu leiten, 
die eigens für die Truppe gebaut worden ist. Die bri- 
tischen Behörden sind weiter bereit, die Beleuchtungs- 
Vorschriften für britische Militärfahrzeuge den deutschen 
Bestimmungen anzupassen. 

Die oben dargelegten von der britisdien Seite in Aussicht 
gestellten Maßnahmen werden die Belastungen der Be- 
völkerung im Raum Soltau-Lüneburg weiter verringern. 
Wenn die Maßnahmen streng durchgeführt werden, dürfte 
den berechtigten Wünschen von Landwirtschaft und Be- 
völkerung - auch in bezug auf den Fremdenverkehr - 
entsprochen sein. 
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